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Fragen, die auch uns interessieren 
Die Fragen der europäischen Wirtschaftsge

meinschaft und de r  damit im Zusammenhang 
stehenden Freihandelszone beschäftigen nicht 
nur  die Wirtschaftswissenschaftler und Wirt
schaftspolitiker, sondern mit den damit im Zu
sammenhang stehenden Problemen befassen sich 
weit  größere Kreise. Das Interesse ist umfas
send und somit reißen auch die Diskussionen 
nicht ab. — Bereits vor einigen Monaten hatten 
auch wir Gelegenheit, einen anerkannten Ken
ner  dieser Materie zu hören, und zwar Herrn 
Dr. Herbert K l e i n s c h m i d t ,  der  im Wald
hotel über Veranlassung der Liecht. Industrie
kammer über dieses Thema einen vielbeachte
ten Vortrag hielt. Die zahlreichen Besucher je
nes hochinteressanten Vortrages werden sich 
noch erinnern, w i e  kritisch sich de r  Referent 
damals zu diesen Fragen äußerte. Es war  zwar 
eine durchaus konstruktive Kritik, doch ließ sie 
keinen Zweifel darüber offen, welche Schwie
rigkeiten das Ganze in der  Gegenwart und vor  
allem in der  Zukunft zu überwinden haben 
wird. 

Dr. Herbert Kleinschmidt befaßte sich damals 
auch mit der  daraus entstehenden Lage für 
die Schweiz, mit welcher unser Land ein Wirt
schaftsgebiet darstellt, sodaß diese speziellen 
Ausführungen auch unser besonderes Interesse 
fanden. Allen Hörern jenes Vortrages dürfte 
das Gesagte noch in  lebendiger Erinnerung sein. 

Unter dieser Voraussetzung, wird nun  der 
nachstehend veröffentlichte Artikel des bekann
ten Wirtschaftswissenschaftlers P r o f .  D r .  
R ö p k e  interessant sein, und zwar besonders 
deshalb, weil er in  allen grundlegenden Fragen 
des Problems mit dem genannten Referenten ei
nig geht. Dadurch erhalten die Ausführungen 
von Herrn Dr. Herbert  Kleinschmidt vom ver
gangenen Frühjahr noch besonderes Gewicht. 

Im weiteren geben wir  einer Stimme aus 
Bonn Raum, die eine spezielle Frage des Ge
samtproblems behandelt, bezw. streift. 

Mit der  Veröffentlichung dieser Stimmen stel
len wir uns zwar in  Gegensatz zu jenen, die die 
Meinung vertreten, daß für uns diese Diskus
sionen deshalb keinen Wer t  haben, weil wir 
ohnehin keinen Einfluß auf den Gang der Din
ge nehmen können. Unseres Erachtens müssen 
wir uns aber  g e r a d e  d e s h a l b  mit den 
Dingen befassen, denn wir  dürfen nicht verges
sen, daß die europäische Wirtschaftsgemein
schaft bereits Gestalt angenommen ha t  und daß 
ihre Auswirkungen auch für uns mehr  oder we
niger große Folgen haben könnten, bezw. wer
den. Es wäre  daher falsch, wenn wi r  uns mit 
diesen Fragen, die auch in  der Schweiz als sehr 
aktuell behandelt werden, nicht näher  befas
sen würden; auch wenn wir  uns vorläufig nur 
in der Rolle des Beobachters zu befinden mei
nen. 

* 

Integration nach unten 
In einer fundamentalen Studie setzt sich der 

bekannte Vertreter eines wirtschaftsliberalen 
Humanismus, Prof. Dr. Wilhelm Röpke (Genf), 
mit bezwingender Sachkenntnis und Logik in 
der ihm eigenen scharf kritischen Formulierung 
mit dem Problemkreis Gemeinsamer Markt  und 
Freihandelszone auseinander. Die tiefschürfen
den Ueberlegungen als Warnung vo r  einem ver
hängnisvollen Experiment planwirtschaftlicher 
Tendenzen einer europäischen Blockbildung 
sind kürzlich in den «Wirtschaftspolitischen 
Mitteilungen» der  Gesellschaft zur Förderung 
der schweizerischen Wirtschaft in einem ge
wichtigen Heft in  der Form von 28 Thesen als 
Richtpunkt veröffentlicht worden. 

Röpke beginnt mit der  Feststellung, daß der 
Gemeinsame Mark t  der sechs Länder Benelux, 
Deutschland, Frankreich und Italien mit ihrer 
supranationalen Blockbildung, wenn die Ergän
zung durch die Freihandelszone nicht rechtzei
tig gelingt, aus einem Mittel der  Integration zu 
einem solchen der  Spaltung, der Desintegration 
wird: «Aus Mörtel wird Dynamit». Der seit 

zehn Jahren erfolgreiche Weg der europäischen 
Zusammenarbeit, der  mit der OECE und  ihren 
Aktionen der Europäischen Zahlungsunion und 
der Liberalisierung beschritten wurde, ist durch 
ein übereifriges Vorpressen einer Sondergrup
pe der OECE-Länder in eine beunruhigende Kri
se geraten. 

Der Verfasser weist in längeren Ausführun
gen nach, wie der planwirtschaftlich-inflationä-
re Kurs einer politisch irregeleiteten Wirt
schaftsführung des geringsten Widerstandes 
einzelner Länder in eine Sackgasse geraten ist, 
aus der nun, weit  über  den Kreis ideologisch
politisch gebundener Sozialisten, das Heil in ei
ne r  planwirtschaftlichen Lösung gesucht wird 
in der Richtung auf einen europäischen Dirigis
mus. Der davon nicht zu trennende Zentralis
mus, Uniformismus und Bürokratismus wider
spricht aber dem innersten Wesen Europas. 

Prof. Röpke anerkennt und bejaht grundsätz
lich die seit 1945 unternommenen Bemühungen 
um die europäische Wirtschaftsintegration, be
zeichnet aber als Kernlösung eine zwar in Euro
p a  beginnende, aber die Ueberführung in eine 
universelle, weltwirtschaftliche Integration 
nicht ausschließende, j a  sie sogar vorbereiten
de'  regionale Koordination. Anderseits seif' In 
keiner Weise an eine einheitliche Wirtschafts
ordnung, eine vollkommene Wirtschafts- und 
Währungseinheit zu denken. Denn das würde 
die völlige politische Verschmelzung der be
treffenden Länder mitsamt ihren nationalen Sy
stemen der Währung, des Kreditwesens, der öf
fentlichen Finanzen, der  Sozialdienste, der Wirt
schaftspolitik, der landwirtschaftlichien Ordnung 
und allem anderen bedeuten. 

Daß «Großraumwirtschaft» und Volkswohl
stand keineswegs einander bedingen, widerlegt 
Röpke mit dem Beispiel der Schweiz, die als ei
nes der kleinsten Länder ̂ der Wel t  zugleich ei
nes der reichsten ist. Die wirtschaftliche Ver
schmelzung v o n  Ländern mit starker Heteroge-
nität der Wirtschaftsverfassung, solche, die 
sich weit auf die Aeste des Dirigismus und der 
Inflation hinausgelassen haben, und andere, 
denen es einigermaßen gelungen ist, Marktwirt
schaft und monetäre Disziplin miteinander zu 
verbinden, führt nach Erfahrung und gesundem 
Menschenverstand auf der Linie des geringsten 
politisch-sozialen 'Widerstandes zu einer Ver
breiterung von Dirigismus mit weicher Wäh-
rungs- und Finanzpolitik: Integration nach un
ten. 

Mit diesen notwendigerweise die Fülle der  
von Prof. Röpke entwickelten kritischen Gedan
ken nur unvollständig andeutenden Hinweisen 
sei auf die unablässigen, unabhängigen War* 
nungen des weltoffenen, einer ökonomisch ge
sunden Liberalisierung das Wort  redenden be
deutenden Nationalökonomen u. Gesellschafts
kritikers wenigstens aufmerksam gemacht. 

Röpke setzt sich eingehend mit der höchst be
dauerlichen Entwicklung auseinander und zi
tiert Bundesrat Petitpierre aus seiner bemer
kenswerten Rede vor  dem Nationalrat (12. März 
1958) mit de r  Erklärung, daß die vom Gemein
samen Markt  drohende Diskriminierung der Eu
ropäischen Zahlungsunion die Grundlage ent
zöge. Man könne von einem Lande wie die  
Schweiz, die gegenüber dem Sextett des Ge
meinsamen Marktes eine stark pässive Han
delsbilanz in die Waagschale werfen könne, 
nicht erwarten, daß sie weiterhin durch ihre 
Goldzahlungen die Währungspolster von Län
dern auffülle, die die Einfuhr aus der Schweiz 
diskriminieren, während sie selber weiterhin 
alle Erleichterungen genießen, welche die  
Schweiz de r  Einfuhr aus andern Ländern ge
währt. • Auf diesem Standpunkt stehen auch 
Großbritannien und Oesterreich. 

Kommt die Freihandelszone — so schließt 
Röpke — nicht rechtzeitig zustande, so wäre e s  
besser, den mit der  sogenannten Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft gegangenen Weg als 
Irrweg anzuerkennen und zum früheren Zu

stand zurückzukehren, um auf dem Weg  der 
OECE die Integration Europas um so energi
scher voranzutreiben. Ein solcher mit dem Be
kenntnis eines Irrtums verbundener Verzicht 
müßte gerade im Namen Europas und  seiner 
Einheit gefordert werden, als dessen eifrigste 
Förderer sich uns die Architekten des Gemein
samen Marktes vorgestellt haben. Vorderhand 
heiße das nichts anderes, als alle Anstrengun
gen auf die Sicherung der Ergänzung durch die 
Freihandelszone zu richten. 

Die Studie des  wahrhaft europäisch denken
den Genfer Professors deckj; die außerordentli
chen Schwierigkeiten des Experimentes mit 
dem Gemeinsamen Markt  schonungslos auf, da
mit aber auch die Kluft, die zwischen den Prin
zipien des Gemeinsamen Marktes und der Frei
handelszone klafft, zwischen der Konzeption 
einer auf Weltoffenheit und Freiheit von inter
nationaler Planwirtschaft beruhenden Gebiets
gemeinschaft. Es ist diese letzte Konzeption, 
die die außerhalb des Sextetts stehenden Län
der aus zwingenden wirtschaftlichen, geistigen 
und politischen Gründen veranlaßt hat, sich 
nicht an diesem Blockgebilde zu beteiligen und 
sie auch in Zukunft daran hindert. Gesetzt der 
günstigste Fall, es gelänge die Schweißung von 
Gemeinsamem Markt  und Freihandelszone zu 
einem weltoffenen Freihandelsraum, der wirk
lich den Namen einer Europäischen Wirtschafts
gemeinschaft verdiente, so blieben immer noch 
ungelöste Probleme wie das monetäre Gleich
gewicht und der  Ausgleich der Zahlungsbilan
zen. -th. 

Der Agrarma'rkt-Schlüssel zur Freihandels
zone 

Maßgebende Wirtschaftspolitiker haben seit 
geraumer Zeit keine Zweifel darüber gelassen, 
daß auf dem Wege zu einem größeren Europa 
die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) 
in ihrer bewußten und unvermeidlichen Begren
zung ein Anfang, aber keine Endlösung ist. 

Der nächste Schritt ist die Verwirklichung der  
Freihandelszone, die in ihrer größtmöglichen 
räumlichen Ausdehnung etwa die dem Euro
päischen Wirtschaftsrat (OEEC) angehörenden 
16 Länder des freien Europa umfassen würde. 
Daß diese Freihandelszone bisher nicht zustan
degekommen ist, liegt zum wesentlichen Teil 
a n  den Schwierigkeiten, die der Einbeziehung 
der Landwirtschaft oder des Agrarhandels ent
gegenstehen. 

Theoretisch wäre  es denkbar, daß bei der  
Beseitigung von Handelsbeschränkungen die 
Agrarprodukte ausgeschlossen bleiben. Eine 
solche Regelung würde allerdings einen Torso 
darstellen. Sie würde wahrscheinlich auch an  
dem Widerspruch jener Länder scheitern, für 
die die Ausfuhr von Agrarerzeugnissen diesel
be oder vielleicht eine noch größere Bedeutung 
hat, wie für die Industrieländer der Export v o n  
gewerblichen Erzeugnissen. Mithin muß man, 
wenn man das Ziel der Freihandelszone weiter 
verfolgen will, eine Lösung suchen, die es er
möglicht, den Handel mit Nahrungsgütern in 
die Freihandelszone einzuschließen, gleichzeitig 
aber der Landwirtschaft, entsprediehd ihren be
sonders gelagerten Produktionsbedingungen, 
ein ähnliches Maß von  Schutzbestimmungen 
und Ausnahmeregelungen zu gewähren, wie  
sie in dem EWG-Vertrag enthalten sind. 

Eine solche Lösung braucht für unsere Land
wirtschaft durchaus nicht eine Vermehrung der  
Sorgen zu bedeuten, mit der sie der  schrittwei
sen Verwirklichung des Gemeinsamen Marktes 
entgegensieht. Würde man die mutmaßlichen 
Wirkungen der Europäischen Wirtschaftsge
meinschaft (EWG) auf den landwirtschaftlichen 
Bereich rein nach dem Buchstaben der  Verträ
ge, also statisch betrachten, so ergibt sich a u s  
der einfachen Addition der derzeitigen Nah
rungsmittelerzeugung und des derzeitigen Nah
rungsmittelverbrauchs in den sechs Ländern, 
daß auf fast allen Gebieten die Erzeugung den  
Bedarf deckt, auf wichtigen Gebieten über
schreitet. Würde man also, wiederum in einer 
mechanischen Betrachtungsweise, davon ausge-
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Etwas viel Mais! 
W e r  die Veröffentlichung des Landtagsproto

kolls über die öffentliche Landtagssitzung vom 
24. Juli 1958 ebenfalls verfolgte, der  wird mir 
beipflichten, daß der Landtag in  Sachen Hybri
den- und Rheintalermais ziemlich weitschweifig 
war, wenn man das Ausmaß der  Debatte mit 
anderen Punkten der  Tagesordnung vergleicht. 
Irgendwie schienen die meisten Abgeordneten 
beim „Mais" zu Hause, denn zum Beispiel die  
Vertreter der  Landwirtschaft im Landtag wur
den glatt dominiert. Mit dem Problem selbst 
hat  sich der Landtag wie gesagt ausreichend ' 
beschäftigt und wir wollen hoffen, daß die ge
setzliche Regelung die richtigen Voraussetzun
gen für den Schutz des Speisemaises schafft. 
Immerhin wollte ich die Gelegenheit benützen, 
um darauf hinzuweisen, wie sorgfältig der  
Landtag diese Sache behandelte. Beim Haar  
hätte sich der Landtag auf Grund des Vorschla
ges eines Abgeordneten nodi' ein zweites Mal  
mit der Maisangelegenheit beschäftigen müs
sen. Jedenfalls wurde der Bericht der  Landwirt
schaftsexperten so gründlich zerzaust, daß man  
beim Lesen des Protokolls fast den Eindruck # 
bekommen mußte, daß es im Landtag punkto  
Landwirtschaft nicht einen einzigen Laien gibt. 
Das kann für die Landwirte nu r  v o n  Vorteil  
sein und gerechterweise wollen wir doch fest
stellen, daß der Landtag für die Nöte der  Bau
ernschaft schon immer weitgehendes Verständ
nis hatte und in diesem Sinne dürfen wir  sicher 
auch dem Landtag unsere Anerkennung zollen. 

Ein Landwirt. 

hen, daß bis zur Deckung des Bedarfs die ge
samte Agrarerzeugung aller beteiligten Länder, 
in einem Bilanzausgleich unter den  sechs Län
dern, im EWG-Bereich verbliebe, so . würde 
kaum noch Raum bleiben für eine weitere Pro
duktionssteigerung. Eine solche Entwicklung ist 
zwar höchst unwahrscheinlich, weil beispiels
weise Italien nicht darauf verzichten wird, sei
ne Frühkartoffeln wie bisher auch a n  Länder 
außerhalb der EWG zu liefern. Aber auch da
von abgesehen, würde die Gegenüberstellung 
von Erzeugung und Bedarf im Bereich der  Frei
handelszone ergeben, daß mehr als innerhalb 
der EWG noch Bedarfslücken offenbleiben. 

Fürstentum Liechtenstein 
Vaduz. E i n  F e r i e n g a s t  v e r m i ß t  

Seit Sonntag, den 24. August 1958, vormit
tags ca. 9.30 Uhr, wird ein englischer Kurgast 
vermißt, der  das Waldhotel zum genannten 
Zeitpunkt verließ und seither nicht mehr zu
rückkehrte. Die Suche nach dem Vermißten 
wurde am Sonntagnachmittag aufgenommen, a n  
welcher sich ein Detachement unserer Polizei 
und zahlreiche freiwillige Helfer des liechten
steinischen Bergrettungsdienstes beteiligen. 

Laut Mitteilung der zuständigen Dienststellen 
verliefen die Suchaktionen bisher leider ergeb
nislos. — Beim Vermißten handelt e s  sich u m  
einen jungen Engländer, 20 Jahre  alt, ca. 1.85 m 
groß, braune Haare; Kleidung: grünliche Hose, 
weißgrüngestreiftes Hemd, ohne Kittel, brau
nes Schuhwerk, ohne Kopfbedeckung. 

W i r  ersuchen die Bevölkerung u m  sofortige 
Mitteilung an  das F. L. Sicherheitskorps, sofern 
irgendwelche Wahrnehmungen gemacht wur
den oder werden. 

Ausstellung Anton Ender in Solothurn. 
Vom 30. August bis 8. September 1958 findet 

in Solothurn unter dem Patronat d e r  Liechten
steinischen Gesandtschaft in Bern eine Ausstel
lung unseres heimischen Künstlers Anton En-


